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Unsere Woche im Landtag 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

   

vor knapp 30 Jahren beschloss die 

Max-Planck-Gesellschaft (MPG), alle 

Humanpräparate aus der NS-Zeit zu 

bestatten, die mutmaßlich von Opfern 

der sogenannten Euthanasie-Aktion 

sowie anderen NS-Opfergruppen 

stammten. Doch noch immer sind 

nicht alle Präparate bestattet.  

 

In einem Antrag hat die FREIE WÄH-

LER Landtagsfraktion die Staatsregie-

rung deshalb aufgefordert, den Land-

tag fortlaufend über die Ergebnisse 

des eigens eingerichteten Opfer-

Forschungsprojektes der MPG zu in-

formieren.  

 

Es ist höchste Zeit, dass die 

Max-Planck-Gesellschaft dieses 

dunkle Kapitel ihrer Geschichte 

aufarbeitet und abschließt.  

 

Ich begrüße daher ausdrücklich, dass die MPG das Forschungsprojekt, das 

kommenden Juni starten soll, ins Leben gerufen hat. Erst durch eine ord-

nungsgemäße Bestattung kann die Würde der Ermordeten wiederherge-

stellt werden. Eigentlich sollten die Humanpräparate der NS-Zeit längst 

ordentlich bestattet worden sein. Doch offenbar wurden die Präparate 

noch bis in die 1950er und 1960er Jahre in Forschung und Lehre einge-

setzt. Teil der Aufarbeitung müsse daher auch sein, darzulegen, wie es 

dazu kommen konnte, dass sich in den Archiven der Gesellschaft immer 

noch mit der NS-Zeit belastete Humanpräparate befänden.  

 

Der Antrag von Dr. Bauer ist auf große Zustimmung gestoßen und 

einstimmig angenommen worden! 

Prof. (Univ.Lima) Dr.  

Peter Bauer, MdL 

Stellvertretender Fraktionsvorsitzender,  

Pflege- und Kulturpolitischer Sprecher, 

Frankensprecher 
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R ü c k b l i c k 

 

ÖPP, ausgeschrieben: „Öffentlich-Private Partnerschaft“ ist für uns 

Steuerzahler inzwischen richtig teuer geworden. Weil die knappen finanzi-

ellen Mittel der öffentlichen Hand nicht genügen, gleichzeitig jedoch Auto-

bahnen und andere Verkehrsinfrastruktur dringend saniert oder ausgebaut 

werden muss, hat Vater Staat in den letzten Jahren bei zahlreichen Pro-

jekten nach neuen Finanzierungsmöglichkeiten gesucht.  

 

Das vermeintliche Zauberwort heißt dabei „ÖPP“. Viele dieser Modelle se-

hen zunächst vielversprechend aus, erweisen sich am Ende jedoch als 

Kostenfalle. Sogar der Bundesrechnungshof hat die Wirtschaftlichkeit sol-

cher Vorhaben mehrfach infrage gestellt. 

 

Der Skandal um das ÖPP-Projekt A1-Ausbau zwischen Hamburg und Bre-

men zeigt deutlich, dass ÖPP dem Steuerzahler am Ende teuer zu stehen 

kommen. Auch in Bayern wurde unlängst über Kostensteigerungen bei 

ÖPP-Projekten berichtet: Der Bau der A94 zwischen Pastetten und Helden-

stein soll nun 770 Millionen Euro kosten. Das sind 330 Millionen Euro mehr 

als ursprünglich geplant.  

 

Auch die Betreiber der A8 zwischen Augsburg und Ulm sollen eine Nach-

forderung von 35 Millionen Euro gestellt haben. Mit den ÖPP-Projekten 

macht sich der Staat aktuell erpressbar, die Leidtragenden sind die Steu-

erzahler. Die Privatisierungsstrategie der Bundesregierung ist eine Kosten-

falle, von der nur die Betreibergesellschaften profitieren.  

 

Als FREIE WÄHLER Landtagsfraktion sagen wir deshalb: Es ist höchste 

Zeit, bei ÖPP-Projekten die Notbremse zu ziehen. Wir fordern die 

Staatsregierung daher auf, sich dafür einzusetzen, dass Öffentlich-Private 

Partnerschaften beim Autobahnneu- und -ausbau sowie dem Autobahnun-

terhalt künftig ausgeschlossen sind.  
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An Bayerns Hochschulen beginnt das Wintersemester. Wir nahmen das 

zum Anlass, die Situation an bayerischen Hochschulen genauer zu be-

leuchten. Ohne Frage genießen Bayerns Hochschulen einen hervorragen-

den Ruf. Doch es gibt auch eine Kehrseite: Es fehlt vor allem an günsti-

gem Wohnraum für die Studierenden. Besonders akut ist die Lage in Mün-

chen, wo sich die beiden größten Universitäten des Freistaates befinden. 

Ein WG-Zimmer kostet dort durchschnittlich 570 Euro. Wohnheimplätze 

sind daher heiß begehrt, doch leider kaum zu kriegen. Vor diesem Hinter-

grund fordern wir eine deutliche Erhöhung der staatlichen Unterstützung 

für den Neubau und die Sanierung von Wohnheimen. Auch das BAföG 

muss reformiert und der Lebenswirklichkeit des 21. Jahrhunderts ange-

passt werden. Seit seiner Einführung hat sich das BAföG als effektives In-

strument der Bildungs- und Chancengerechtigkeit erwiesen. Doch trotz 

steigender Studierendenzahlen ist die Zahl derer, die eine Förderung er-

halten, in den vergangenen vier Jahren von 671.000 auf 584.000 gesun-

ken. Um hier gegenzusteuern, brauchen wir eine Anhebung der Einkom-

mensfreibetragsgrenze, eine zusätzliche Erhöhung der Wohnungspauscha-

le auf eine regional gestaffelte Durchschnittshöhe und eine Steigerung des 

Kinderzuschlags. Dazu haben wir diese Woche einen entsprechenden 

Dringlichkeitsantrag eingebracht. 

 

Erfolg für unsere Politik: Kommunale Schwimmbäder können bald auf 

neue Fördergelder hoffen. Dazu soll im Bayerischen Landtag eine Ar-

beitsgruppe zur Auslotung künftiger Fördermöglichkeiten eingerichtet 

werden. Wir haben seit Langem auf den Zusammenhang zwischen man-

gelnden Gelegenheiten zum Schwimmunterricht und der drastisch abneh-

menden Schwimmkompetenz bei Kindern hingewiesen. Es ist erfreulich, 

dass nun endlich auch die CSU den Zusammenhang erkannt hat. 

Als FREIE WÄHLER haben wir immer wieder gefordert, dass Schwimmbä-

der, deren Bau einst vom Staat bezuschusst worden ist, vor der Schlie-

ßung bewahrt werden müssen. Zuletzt haben wir im Juni dieses Jahres in 

einem Antrag gefordert, „In kommunalen Schwimmbädern nicht den 

Stöpsel ziehen! – Schulschwimmunterricht vor Ort fördern!“ Darin 

wurde die Staatsregierung aufgefordert, die Fördermöglichkeiten kommu-

naler Schulbaumaßnahmen zum Erhalt der schulisch genutzten Schwimm-

bäder neu zu konzipieren. 
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Auch unser Antrag, die Freibeträge bei der Grundsteuer auszuwei-

ten, war erfolgreich. Er fand die Zustimmung aller Fraktionen. Sie haben 

erkannt, dass wir mit dieser Maßnahme einen Beitrag leisten, um der 

Wohnungsnot und dem rasanten Anstieg der Kosten für ein Eigenheim 

entgegenzuwirken. Gerade junge Familien müssen sich den Hausbau wie-

der leisten können. Wir fordern die Staatsregierung daher auf, sich einer 

entsprechenden Bundesratsinitiative des Landes NRW anzuschließen. 

 

Auf der Tagesordnung des Plenums stand diese Woche auch unsere In-

terpellation „Bewegtes Lernen 2020“. Die vorgelegten Antworten der 

Staatsregierung sind ernüchternd. Sie zeigen, dass die Verantwortlichen 

noch immer die Bedeutung von Sport und Bewegung verkennen. Die 

Staatsregierung hat offensichtlich immer noch nicht verstanden, wie wich-

tig Bewegung, Spiel und Sport für ein gesundes Leben unserer Kinder 

sind. Dabei kommt die Ausübung von Sport auch der Entwicklung von Per-

sönlichkeitskompetenzen, Disziplin und Verantwortungsbereitschaft, Ko-

operationsfähigkeit sowie Wertebewusstsein zugute. Unsere Interpellation 

zeigt deutlich, dass der Ausbau des Sportunterrichts an Bayerns Schulen 

hinterherhinkt.  

 

Berufsbetreuer tragen eine hohe Verantwortung. Sie müssen im Sinne 

des Betreuten Entscheidungen treffen, die dieser nicht mehr selbst treffen 

kann. Die Vergütung für diese Leistung wurde allerdings seit 2005 nicht 

mehr an die allgemeine Preis- und Gehaltsentwicklung angepasst.  

Trotz einstimmiger Zustimmung des alten Bundestages wurde im Bundes-

rat über dieses Thema bisher nicht abgestimmt. Wir haben die Staatsre-

gierung nun aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass dieses wichtige 

Thema auf die Tagesordnung der nächstmöglichen Bundesratssitzung ge-

setzt und darüber abgestimmt wird. 
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V o r s c h a u 
 

Seit Jahren wird das Schichtdienst-Modell bei der Bayerischen Polizei kont-

rovers diskutiert. Steht der sogenannte Doppelschlag vor dem Aus? Wel-

che Erfahrungen wurden mit neuen Arbeitszeitmodellen bereits gemacht? 

Darüber diskutieren wir an unserem  

 

Parlamentarischen Abend „Entlastung oder Belastung? –  

 

Reform des polizeilichen Schicht- und Wechseldienstes in Bayern“  

 

mit namhaften Experten. 

 

Wir freuen uns auf Ihren Besuch! 

Freitag, 20.10.2017, um 18:00 Uhr 

Bayerischer Landtag, Maximilianeum 

 

Zur Anmeldung bitte HIER klicken! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://fw-landtag.de/veranstaltungen/veranstaltungen-details/?tx_news_pi1%5Bnews%5D=3695&cHash=853d6d0e551df93d01e83d7220524ae2
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Impressum 

Marco Meier 

Pressereferent 
 
Abgeordnetenbüro 

 
Prof. (Univ. Lima) Dr. med. dent. Peter Bauer, MdL 

Stellvertretender Fraktionsvorsitzender 
Frankensprecher 
Pflegepolitischer Sprecher 

Kulturpolitischer Sprecher 
Kreisrat 

Fraktion FREIE WÄHLER im Bayerischen Landtag  
Weinbergstr. 47 
91623 Sachsen b. Ansbach 

  
Tel.: 09827 - 207585 

Fax: 09827 - 207586 
E-mail: peter.bauer@fw-landtag.de 

 
Internetseiten: www.frankensprecher.de 

www.fw-landtag.de 

www.fw-bayern.de 
 

Twitter: https://twitter.com/FRANKENSPRECHER 
Google+: Bauer@G+ 
Facebook: https://www.facebook.com/PeterBAUER.Frankensprecher 
 
 

 
 
 Eigentum schützen, Mittelstand stärken! – Hier klicken! 

 
 
 

mailto:peter.bauer@fw-landtag.de
http://www.frankensprecher.de/
http://www.fw-landtag.de/
http://www.fw-bayern.de/
https://twitter.com/FRANKENSPRECHER
https://plus.google.com/108981778161597216554
https://www.facebook.com/PeterBAUER.Frankensprecher
http://fw-landtag.de/index.php?id=108
http://www.fw-landtag.de/

